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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Familien- und Jugendfragen 
(10. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Frau Pitz-Savelsberg, Frau 
Schanzenbach, Frau Funcke und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres 

— Drucksache Y/2384 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Schroeder (Detmold) 


Der vorliegende Gesetzentwurf bezweckt, im Ge- 
setz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres 
das im § 1 Nr. 4 vorgeschriebene Mindestalter von 
17 Jahren auf 16 Jahre herabzusetzen. Der Wunsch 
nach einer derartigen Änderung der Altersgrenze 
war verschiedentlich von Trägerverbänden des frei- 
willigen sozialen Jahres vorgebracht worden, um 
Schulabgängern, vor allem der Realschulen, die das 
17. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, unmittel- 
bar nach Schulabschluß die Ableistung eines frei- 
willigen Jahres zu ermöglichen. Da durch die Kurz- 
schuljahre die Zahl der Schulabgänger unter 17 
Jahren sehr stark gestiegen ist, bekam die Frage 
der Altersgrenze eine besondere Aktualität. 

Der Deutsche Bundestag hat dem Gesetzentwurf — 
Drucksache V/2384 — in erster Lesung am 26. Januar 
1968 in der 151. Sitzung beraten und ihn dem Aus- 
schuß für Familien- und Jugendfragen federführend 
überwiesen. Der Ausschuß hat sich mit dem Gesetz- 
entwurf in drei Sitzungen, am 6. Februar 1968, 
15. März 1968 und 28. März 1968, befaßt. 

Im Ausschuß bestand Einmütigkeit darüber, zu- 
nächst die Trägerverbände zu dem Problem zu 
hören. In seiner Sitzung vom 15. März 1968 gaben 
Vertreter der Arbeiterwoblfahrt, des Deutschen 
Caritasverbandes, des Deutschen Roten Kreuzes und 
des Diakonischen Werkes ihre Stellungnahmen ab. 
Dabei ergab sich folgendes: 

Das freiwillige soziale Jahr wird in steigendem 
Maße unmittelbar im Anschluß an die Schule als 
Übergang zur Berufausbildung und als Berufs- 


findungsjahr absolviert. Die Notwendigkeit nach 
dem heute gültigen Gesetz, Bewerberinnen unter 
17 Jahren zurückzuweisen, führt häufig dazu, daß 
sich diese dann sofort einer anderen Berufsausbil- 
dung zuwenden und auf die Ableistung eines 
sozialen Jahres auch später verzichten. Da ein hoher 
Anteil, besonders der weiblichen Absolventinnen, 
während des sozialen Jahres Freude an der sozialen 
Arbeit bekommt und anschließend einen sozialen 
Beruf ergreift, ist nicht zu verkennen, daß durch die 
jetzige starre Altersbegrenzung Nachwuchskräfte 
für soziale Berufe verloren gehen können. 

Trotzdem wurde von den Trägerverbänden über- 
einstimmend zum Ausdruck gebracht, daß starke 
Bedenken gegen eine generelle Herabsetzung der 
Altersgrenze auf 16 Jahre geltend gemacht werden 
müßten. Das freiwillige soziale Jahr sei nicht nur 
ein Jahr des Lernens, sondern der ernsthaften 
Hilfeleistung in den verschiedenen Einrichtungen. 
Manche 16jährige würden durch die Schwere der 
sozialen Arbeit körperlich und vor allem seelisch 
überfordert werden. Sie könnten in diesem Alter 
nur in sorgfältig ausgewählten Einrichtungen das 
Jahr ableisten und bedürften einer verstärkten be- 
gleitenden Betreuung. 

j Der Ausschuß beschloß daraufhin, von einer ge- 

■ nerellen Herabsetzung des Alters, wie sie derGesetz- 

■ entwurf vorsieht, abzusehen und diese nur in Aus- 
j nahmefällen zuzulassen, nach sorgfältiger Auswahl 

der Einrichtungen, in denen 16jährige eingesetzt 
. werden können. Die Auswahl soll den Träger- 
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verbänden überlassen bleiben. Der Ausschuß be- [ zunehmen. Nach eingehender Beratung vertrat der 
schloß einstimmig, den aus der anliegenden Zu- | Ausschuß jedoch die Auffassung, daß auch nach dem 
Samenstellung ersichtlichen Gesetzestext anzu- j jetzigen Gesetzestext die Ableistung eines frei- 
nehmen. j willigen sozialen Jahres in Familienferienstätten 

1 nicht ausgeschlossen ist, da die Ableistung sowohl 
Während der Beratungen kam aus der Mitte des I in Kindertagesstätten wie Erholungsheimen möglich 
Ausschusses die Anregung, in den Katalog der Ein- | ist. Eine Änderung des Katalogs wurde daher nicht 
richtungen in § 1 Nr. 3 Familienferienstätten auf- | für notwendig gehalten. 


Bonn, den 28. März 1968 


Frau Schroeder (Detmold) 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2384 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 28. März 1968 


Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 

Vogt Frau Schroeder (Detmold) 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Drucksache V/2883 


Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Frau Pitz-Savelsberg, Frau Schan- 
zenbach, Frau Funcke und Genossen eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Förderung eines 
freiwilligen sozialen Jahres 

— Drucksache V/2384 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Familien- und Jugendfragen 

(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung eines freiwilligen so- 
zialen Jahres vom 17. August 1964 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 640) wird wie folgt geändert: 

In § 1 erhält Nummer 4 folgende Fassung: 

„4. Das freiwillige soziale Jahr wird zwischen der 
Vollendung des 16 . und des 25. Lebensjahres 
bis zur Dauer von 12 zusammenhängenden 
Monaten geleistet; die Helferinnen und Helfer 
müssen sich mindestens für 6 Monate verpflich- 
tet haben." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung eines freiwilligen so- 
zialen Jahres vom 17. August 1964 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 640) wird wie folgt geändert: 

In § 1 erhält Nummer 4 folgende Fassung: 

„4. Das freiwillige soziale Jahr wird in der Regel 
zwischen der Vollendung des 17. und des 25. 
Lebensjahres bis zur Dauer von 12 zusammen- 
hängenden Monaten geleistet; die Helferinnen 
und Helfer müssen sich mindestens für 6 Mo- 
nate verpflichtet haben. Das freiwillige soziale 
Jahr kann in Ausnahmefällen in geeigneten Ein- 
richtungen schon nach Vollendung des 16. Le- 
bensjahres geleistet werden, wenn die Helferin- 
nen und Helfer körperlich und geistig den An- 
forderungen der ihrem Alter gemäßen Hilfs- 
tätigkeit gewachsen sind." 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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